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Abschnitt A: Paragrafenteil 

§ 1 Ziel 

(1) Ziel der Weiterbildung ist der geregelte und qualitätsgemäße Erwerb eingehender und beson-
derer Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten für definierte psychotherapeutische Tätigkeiten 
in definierten Gebieten und Bereichen nach Maßgabe dieser Weiterbildungsordnung. 
 
(2) Die Weiterbildung qualifiziert für Tätigkeiten in der ambulanten psychotherapeutischen Ver-
sorgung, in der stationären und teilstationären Versorgung, der Prävention, der Rehabilitation 
und im institutionellen Bereich. 
 
(3) Mit dem erfolgreichen Abschluss der Weiterbildung werden eingehende und besondere 
Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten nach Absatz 1 bestätigt. 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

(1) Eine hauptberufliche Tätigkeit im Sinne dieser Weiterbildungsordnung liegt vor, wenn sie ent-
geltlich erfolgt und den überwiegenden Teil der Arbeitszeit beansprucht. Zur hauptberuflichen 
Tätigkeit gehört die Teilnahme an verpflichtenden Theorie-, Selbsterfahrungs- und Supervisions-
Anteilen. 
 
(2) Zur ambulanten Versorgung gehören insbesondere Praxen sowie Weiterbildungs- und Hoch-
schulambulanzen.  
 
(3) Die stationäre Versorgung umfasst insbesondere (teil-)stationäre Einrichtungen der Psychiat-
rie, Psychosomatik, Neurologie sowie Suchtrehabilitation.  
 
(4) Zum institutionellen Bereich gehören insbesondere Einrichtungen der Organmedizin, somati-
schen Rehabilitation, des Justiz- und Maßregelvollzugs, der Suchthilfe, der Behindertenhilfe, der 
Sozialpsychiatrie, der Sozialpädiatrie, der Gemeindepsychiatrie, der Jugendhilfe, des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes sowie psychosoziale Fachberatungsstellen und -dienste.  
 
(5) Ein Logbuch ist die strukturierte Dokumentation erbrachter Weiterbildungsleistungen. Es kann 
in Papierform oder elektronisch geführt werden.  

§ 3 Art und Struktur der Weiterbildung 

(1) Strukturierte Weiterbildungen nach den §§ 4 und 5 dieser Weiterbildungsordnung erstrecken 
sich auf 
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1. ein Gebiet (Gebietsweiterbildung) oder 
2. einen Bereich (Bereichsweiterbildung).  
 
(2) Wird eine weitere Gebiets- oder Bereichsweiterbildung absolviert, kann sich die festgelegte 
Weiterbildungszeit verkürzen, wenn abzuleistende Weiterbildungszeiten bereits im Rahmen ei-
ner anderen erworbenen Gebiets- oder Zusatzbezeichnung absolviert worden sind. Die noch ab-
zuleistende Weiterbildungszeit darf bei einer Gebietsweiterbildung höchstens um die Hälfte der 
Mindestdauer der jeweiligen Gebietsweiterbildung reduziert werden. 
 
(3) Der erfolgreiche Abschluss der Weiterbildung setzt die Erfüllung der vorgeschriebenen Anfor-
derungen, insbesondere Inhalte, Zeiten und Prüfungen der Abschnitte B, C und D voraus. 

§ 4 Gebietsweiterbildung 

(1) Mit einer Gebietsweiterbildung werden besondere Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten 
erworben, die zur Anerkennung als Fachpsychotherapeut*in im jeweiligen Gebiet führen. Die Vo-
raussetzungen der Gebietsweiterbildung richten sich nach Abschnitt B dieser Weiterbildungsord-
nung. Näheres zu den Inhalten der Weiterbildung in Psychotherapieverfahren regelt Abschnitt C. 
Im Übrigen kann der Vorstand die Anforderungen an die Durchführung der Weiterbildung in 
Richtlinien konkretisieren.  
 
(2) Als Gebiete zur psychotherapeutischen Patientenversorgung werden definiert: 
1. Gebiet der Psychotherapie für Erwachsene; 
2. Gebiet der Psychotherapie für Kinder und Jugendliche; 
3. Gebiet Neuropsychologische Psychotherapie. 
 
Die Gebietsweiterbildungen nach Ziffern 1 und 2 beinhalten die Qualifizierung in mindestens ei-
nem wissenschaftlich anerkannten Psychotherapieverfahren, nach Ziffer 3 in Methoden und 
Techniken eines wissenschaftlich anerkannten Psychotherapieverfahrens. 
 
(3) Die Gebietsdefinition bestimmt die Grenzen für die Ausübung der fachpsychotherapeutischen 
Tätigkeit. 
 
(4) Das Gebiet wird durch den Erwerb einer Zusatzbezeichnung weder eingeschränkt noch erwei-
tert. 
 
(5) Weiterbildungsnachweise aus einer Gebietsweiterbildung können für eine Bereichsweiterbil-
dung anerkannt werden. 
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§ 5 Bereichsweiterbildung 

Mit einer Bereichsweiterbildung werden Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten in weiteren 
Verfahren, spezialisierten psychotherapeutischen Methoden oder in besonderen Anwendungs-
bereichen erworben. Die Voraussetzungen der Bereichsweiterbildungen (Zusatzweiterbildungen) 
richten sich nach Abschnitt D dieser Weiterbildungsordnung. Näheres zu den Anforderungen an 
die Durchführung der Weiterbildung kann der Vorstand in Richtlinien konkretisieren. 

§ 6 Anerkennung der Bezeichnung und Rücknahme 

(1) Das Führen einer Bezeichnung setzt die Anerkennung durch die Psychotherapeutenkammer 
voraus. Die Anerkennung erfolgt nach erfolgreichem Abschluss der Weiterbildung auf Antrag 
durch Ausstellen einer Urkunde. Mit der Anerkennung einer Gebietsbezeichnung erfolgt auch die 
Anerkennung desjenigen Verfahrens, welches maßgebliche Grundlage der Gebietsweiterbildung 
war, und die Berechtigung, dieses Verfahren als Zusatzbezeichnung zu führen. 
 
(2) Wenn die für die Erteilung erforderlichen Voraussetzungen nicht gegeben waren, entscheidet 
die Kammer nach Anhörung des betroffenen Kammermitglieds über die Rücknahme der Anerken-
nung.  

§ 7 Führen von Bezeichnungen 

(1) Gebiets- und Zusatzbezeichnungen dürfen nach Maßgabe dieser Weiterbildungsordnung un-
ter Beachtung der Regeln der Berufsordnung geführt werden. 
 
(2) Gebietsbezeichnungen sind gemäß den Bestimmungen in Abschnitt B zu führen. 
 
(3) Eine Zusatzbezeichnung darf nur zusammen mit einer Gebietsbezeichnung geführt werden.  
 
(4) Mehrere von der Landeskammer anerkannte Bezeichnungen dürfen nebeneinander nach 
Maßgabe dieser Weiterbildungsordnung geführt werden. 
 
(5) Bezeichnungen gemäß Absatz 1 bis 4, die von einer anderen Psychotherapeutenkammer an-
erkannt wurden, dürfen in der anerkannten Form auch im Geltungsbereich dieser Weiterbil-
dungsordnung geführt werden. 
 
(6) Für Weiterbildungen, die außerhalb von Deutschland erfolgt sind und deren Gleichwertigkeit 
durch eine deutsche Psychotherapeutenkammer anerkannt worden ist, gelten die Absätze 1 bis 5 
entsprechend. 
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§ 8 Allgemeine Zugangsvoraussetzungen, Inhalte und Anforderungen 

(1) Mit der Weiterbildung kann erst nach Erteilung einer Approbation als Psychotherapeutin oder 
Psychotherapeut oder nach Erteilung einer Berufsausübungserlaubnis nach dem Psychothera-
peutengesetz begonnen werden. 
 
(2) Die Weiterbildung muss gründlich und umfassend sein. Sie umfasst insbesondere den Erwerb 
besonderer Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten in der Vorbeugung, Verhütung, Erkennung 
und Behandlung von Störungen mit Krankheitswert, einschließlich der Wechselbeziehungen zwi-
schen Mensch und Umwelt, der Begutachtung, der notwendigen Maßnahmen der Rehabilitation 
und der Maßnahmen zur Qualitätssicherung. 
 
(3) Die Weiterbildung erfolgt  
1. im Rahmen angemessen vergüteter Berufstätigkeit und theoretischer Unterweisung unter 

Anleitung zur Weiterbildung befugter Psychotherapeut*innen, 
2. unter verantwortlicher Leitung hierzu befugter Psychotherapeut*innen in Einrichtungen, die 

gemäß § 13 als Weiterbildungsstätten zugelassen sind, 
3. in fachlich weisungsabhängiger Stellung. Zeiten beruflicher Tätigkeit in der eigenen Praxis 

sind auf die Weiterbildungszeit anrechnungsfähig, wenn die Anforderungen dieser Weiterbil-
dungsordnung erfüllt sind. 

4. obligatorisch in ambulanten und stationären sowie optional in weiteren Versorgungsberei-
chen gemäß den Vorgaben nach Abschnitt B, C und D. Parallel stattfindende Weiterbildungen 
in zwei dieser Versorgungsbereiche sind zulässig, soweit die Anforderung einer hauptberufli-
chen Tätigkeit an einer Weiterbildungsstätte gewährleistet ist und dies mit den jeweiligen 
Vorgaben der Abschnitte B, C und D vereinbar ist.  

 
(4) Weitergehende Regelungen der Weiterbildung bestimmen sich nach den Abschnitten B, C und 
D dieser Weiterbildungsordnung. Für die Bereichsweiterbildungen sind Ausnahmen und Ein-
schränkungen abweichend von Absatz 3 nach Abschnitt D möglich. 

§ 9 Dauer der Weiterbildung und Unterbrechungen 

(1) Die Dauer der Weiterbildung richtet sich nach den Bestimmungen dieser Weiterbildungsord-
nung. Die festgelegten Weiterbildungszeiten sind Mindestzeiten. 
 
(2) Die Weiterbildung erfolgt in Hauptberuflichkeit. 
 
(3) Erfolgt die Weiterbildung in Teilzeit, muss die Tätigkeit in der stationären und institutionellen 
Weiterbildung mindestens die Hälfte der üblichen Wochenstunden einer Vollzeittätigkeit 
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betragen. In der ambulanten Weiterbildung muss jede einzelne Teilzeittätigkeit mindestens ein 
Viertel der üblichen Wochenstunden einer Vollzeittätigkeit betragen. Der Gesamtumfang der 
Weiterbildung muss einer vollzeitigen Weiterbildung entsprechen. Niveau und Qualität der Wei-
terbildung müssen den Anforderungen an eine ganztägige Weiterbildung entsprechen.  
 
(4) Abweichend von Absatz 2 oder Absatz 3 kann eine Bereichsweiterbildung berufsbegleitend 
erfolgen, soweit dies nach Abschnitt D zulässig ist.  
 
(5) Eine Unterbrechung der Weiterbildung infolge von Krankheit, Schwangerschaft, Elternzeit, 
Sonderurlaub und Ähnlichem kann grundsätzlich nicht auf die Weiterbildungszeit angerechnet 
werden, es sei denn, die Unterbrechung dauert weniger als sechs Wochen innerhalb von 12 Mo-
naten Weiterbildungszeit. 

§ 10 Abschluss der Weiterbildung, Qualifikation 

Die Urkunde über eine erfolgreich abgeschlossene Weiterbildung bescheinigt die eingehenden 
und besonderen Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten, die Inhalt der Weiterbildung sind, und 
berechtigt zur Führung der jeweiligen Bezeichnung. 

§ 11 Befugnis zur Weiterbildung 

(1) Die Weiterbildung wird unter verantwortlicher Leitung der von der Psychotherapeutenkam-
mer befugten Psychotherapeut*innen in zugelassenen Weiterbildungsstätten durchgeführt. 
 
(2) Für die Weiterbildung können Kammermitglieder befugt werden, die selbst die Bezeichnung 
der entsprechenden Weiterbildung erworben haben, nach der Anerkennung als Fachpsychothe-
rapeut*in mindestens fünf Jahre tätig waren, davon zwei Jahre in dem Versorgungsbereich, sowie 
fachlich und persönlich geeignet sind. In einem Übergangszeitraum von zehn Jahren nach Inkraft-
treten dieser Muster-Weiterbildungsordnung können bei entsprechender Eignung auch Kammer-
mitglieder befugt werden, die nach der Anerkennung als Fachpsychotherapeut*in mindestens 
drei Jahre tätig waren. 
 
(3) Angehörige der Berufe „Psychologische Psychotherapeut*in“ und „Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeut*in“, die ihre Approbation nach dem PsychThG in der bis zum 31. August 2020 
geltenden Fassung erworben haben, nach der Approbation mindestens fünf Jahre tätig waren, 
davon zwei Jahre im dem Versorgungsbereich, sowie fachlich und persönlich geeignet sind, kön-
nen zur Weiterbildung befugt werden. In einem Übergangszeitraum von zehn Jahren nach Inkraft-
treten dieser Muster-Weiterbildungsordnung können bei entsprechender Eignung auch Kammer-
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mitglieder befugt werden, die nach der Approbation nach dem PsychThG in der bis zum 31. Au-
gust 2020 geltenden Fassung mindestens drei Jahre tätig waren. 
 
(4) Die Befugnis ist auf sieben Jahre befristet und kann mit Nebenbestimmungen versehen wer-
den. Sie wird auf Antrag verlängert, wenn die Voraussetzungen weiter bestehen.  
 
(5) Die befugte Psychotherapeut*in ist insbesondere verpflichtet, die verantwortete Weiterbil-
dung  
1. persönlich zu leiten, 
2. zeitlich und inhaltlich nach der Weiterbildungsordnung zu gestalten, 
3. bei Dokumentationspflichten mitzuwirken sowie 
4. Beurteilungspflichten zu erfüllen, insbesondere unverzüglich ein Weiterbildungszeugnis nach 

§ 15 auszustellen, und  
5. Zwischen- und Abschlussgespräche mit den in der Weiterbildung befindlichen Psychothera-

peut*innen zu führen. 
Wird die Befugnis mehreren Psychotherapeut*innen gemeinsam erteilt, so trifft die Verpflichtung 
nach Satz 1 jede einzelne*. 
 
(6) Die Weiterbildungsbefugten können im Rahmen der unter ihrer Leitung durchgeführten Wei-
terbildung für einzelne Weiterbildungsinhalte dafür qualifizierte Dozent*innen und Supervi-
sor*innen hinzuziehen. Selbsterfahrungsleiter*innen sind hinzuzuziehen. Die Hinzuziehung von 
Supervisor*innen und Selbsterfahrungsleiter*innen ist bei der Kammer zu beantragen und von 
dieser zu genehmigen. Die hinzuzuziehende Supervisor*in/Selbsterfahrungsleiter*in muss min-
destens fünf Jahre im entsprechenden Bereich/Gebiet tätig gewesen und approbiert sein. Zudem 
muss sie fachlich und persönlich geeignet sein. Zu Selbsterfahrungsleiter*innen darf kein dienst-
liches Abhängigkeitsverhältnis bestehen. 
 
(7) Die Befugnis wird auf Antrag erteilt. Auf Verlangen sind der Psychotherapeutenkammer Aus-
künfte zu erteilen. Die den Antrag stellende Psychotherapeut*in hat die Weiterbildung, für die 
die Befugnis beantragt wird, näher zu bezeichnen sowie die Weiterbildungsstätte zu nennen. 
 
(8) Zur Sicherstellung einer qualitätsgemäßen Weiterbildung kann die weiterbildungsbefugte Psy-
chotherapeut*in von der Psychotherapeutenkammer zur Teilnahme an Qualitätssicherungsmaß-
nahmen verpflichtet werden. Weiterbildungsbefugte sollen sich im jeweiligen Gebiet oder Be-
reich regelmäßig fortbilden.  
 
(9) Die Psychotherapeutenkammer führt ein Verzeichnis der zur Weiterbildung befugten Psycho-
therapeut*innen und der zugelassenen Weiterbildungsstätten, aus dem der Umfang der 
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Befugnis/Zulassung ersichtlich ist. Dieses Verzeichnis ist zur Information der an der Weiterbildung 
interessierten Kammermitglieder zu veröffentlichen. 

§ 12 Aufhebung der Befugnis zur Weiterbildung 

(1) Wenn oder soweit ihre Voraussetzungen bei Erteilung nicht gegeben waren oder nachträglich 
nicht mehr gegeben sind, entscheidet die Kammer, ob die Befugnis ganz oder teilweise aufzuhe-
ben ist, insbesondere wenn 
1. ein Verhalten vorliegt, das die fachliche und/oder persönliche Eignung der Weiterbildungs-

befugten ausschließt oder 
2. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die in Abschnitt B, C und D der Weiterbil-

dungsordnung an den Inhalt der Weiterbildung gestellten Anforderungen nicht oder nicht 
mehr erfüllt werden können. 

 
(2) Die Aufhebung der Befugnis richtet sich nach den Bestimmungen des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes. 
 
(3) Die Befugnis einer Psychotherapeut*in zur Weiterbildung endet zudem mit der Beendigung 
der Tätigkeit an der Weiterbildungsstätte oder mit dem Ende der Zulassung der Weiterbildungs-
stätte. 

§ 13 Weiterbildungsstätte 

(1) Die in den Abschnitten B, C und D geregelte Weiterbildung wird in einer dafür ganz oder teil-
weise kraft Gesetzes ermächtigten oder durch die Psychotherapeutenkammer zugelassenen Wei-
terbildungsstätte durchgeführt. 
 
(2) Die Zulassung ist auf sieben Jahre befristet. 
 
(3) Die Weiterbildungsstätte muss die in dieser Weiterbildungsordnung gestellten zeitlichen, in-
haltlichen, personellen und materiellen Anforderungen erfüllen und eine strukturierte Weiterbil-
dung vorhalten können. Sie muss sicherstellen, dass 
 

1. für den von ihr durchgeführten Weiterbildungsabschnitt die erforderliche theoretische Qua-
lifizierung, Supervision und Selbsterfahrung einschließlich des hierfür erforderlichen Perso-
nals vorgehalten werden, 

2. Patient*innen in so ausreichender Zahl und Art behandelt werden, dass sich die Weiterbil-
denden mit der Feststellung und Behandlung der für das Gebiet typischen Krankheiten aus-
reichend vertraut machen können, 
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3. Personal und Ausstattung vorhanden sind, um den Erfordernissen und der Entwicklung der 
Psychotherapie Rechnung zu tragen und 

4. die Weiterbildungsdokumentation gemäß § 15 Absatz 1 Satz 1 im Logbuch ermöglicht wird.  
 
(4) Kann die Weiterbildungsstätte für den jeweiligen Weiterbildungsabschnitt die Anforderungen 
der Weiterbildungsordnung nach Absatz 3 nicht vollständig erfüllen, hat sie diese Anforderungen 
durch Vereinbarungen sicherzustellen.  
 
(5) Eine Weiterbildungsstätte kann für eine andere Weiterbildungsstätte die theoretische Weiter-
bildung, die Selbsterfahrung sowie die Supervision im Rahmen der Fachgebietsweiterbildung ko-
ordinieren. 
 
(6) Mit Antragsstellung sind der Psychotherapeutenkammer diejenigen Nachweise vorzulegen, 
aus denen hervorgeht, dass die Weiterbildung den Zielen, Anforderungen, der Qualität und der 
gesamten Dauer einer strukturierten Weiterbildung nach Maßgabe dieser Weiterbildungsord-
nung entspricht (z. B. Kooperationsvereinbarungen, gemeinsames Weiterbildungskonzept, Curri-
cula, Qualifikationen usw.). 
 
(7) Die zur Weiterbildung befugten Psychotherapeut*innen und die Weiterbildungsstätten haben 
sämtliche Veränderungen, die die Weiterbildung betreffen, wie z. B. Veränderungen in Struktur 
und Größe der Weiterbildungsstätte oder personelle Veränderungen, unverzüglich der Psycho-
therapeutenkammer anzuzeigen. Die Anzeigepflicht gilt auch für Veränderungen der Kooperatio-
nen einer zugelassenen Weiterbildungsstätte. 
 
(8) Die von der Psychotherapeutenkammer erteilte Zulassung einer Weiterbildungsstätte ist ganz 
oder teilweise aufzuheben, wenn oder soweit ihre Voraussetzungen bei Erteilung nicht gegeben 
waren oder nachträglich nicht mehr gegeben sind.  

§ 14 Dokumentation und Evaluation 

(1) Die einzelnen Weiterbildungsteile sind von der Teilnehmer*in in einem Logbuch schriftlich zu 
dokumentieren und von den zur Weiterbildung Befugten zu bestätigen. Hierzu ist mindestens 
einmal jährlich die Bestätigung des Weiterbildungsstandes im Logbuch durch die zur Weiterbil-
dung Befugten erforderlich. Die Dokumentation der Gespräche gemäß § 11 Absatz 5 Nr. 5 erfolgt 
ebenfalls im Logbuch. 
 
(2) Die Weiterbildungsstätten haben ihr Weiterbildungsangebot angemessen zu evaluieren. Art, 
Umfang und Ergebnis der Evaluation sind zu dokumentieren und der Psychotherapeutenkammer 
auf Verlangen in anonymisierter Form zu überlassen.  
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§ 15 Zeugnisse 

(1) Die befugte Psychotherapeut*in hat der in Weiterbildung befindlichen Psychotherapeut*in 
über die unter ihrer Verantwortung abgeleistete Weiterbildungszeit unverzüglich nach Beendi-
gung der Weiterbildung ein Zeugnis auszustellen, das die erworbenen Kenntnisse, Erfahrungen 
und Fertigkeiten darlegt und zur Frage der fachlichen Eignung Stellung nimmt. Das Zeugnis muss 
im Einzelnen Angaben enthalten über 
 

1. die Dauer der abgeleisteten Weiterbildungszeit, Unterbrechungen der Weiterbildung nach 
§ 9 Absatz 5, 

2. die in dieser Weiterbildungszeit im Einzelnen vermittelten und erworbenen Kenntnisse, Er-
fahrungen und Fertigkeiten sowie die erbrachten psychotherapeutischen Leistungen. 

 
(2) Auf Antrag ist der in Weiterbildung befindlichen Psychotherapeut*in oder auf Anforderung 
durch die Psychotherapeutenkammer nach Ablauf je eines Weiterbildungsabschnitts von mindes-
tens sechs Monaten ein Zwischenzeugnis auszustellen, das den Anforderungen des Absatzes 1 
entspricht. 
 
(3) Die Psychotherapeutenkammer ist berechtigt, von den zur Weiterbildung Befugten und den 
in Weiterbildung befindlichen Psychotherapeut*innen Dokumente, Auskünfte und Nachweise 
über Art und Durchführung der bisher absolvierten Weiterbildung anzufordern. 

§ 16 Zulassung zur Prüfung 

(1) Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet die Psychotherapeutenkammer auf Antrag. Die 
Zulassung wird erteilt, wenn die Erfüllung der zeitlichen und inhaltlichen Anforderungen durch 
Zeugnisse und Nachweise einschließlich der Dokumentationen nach § 14 Absatz 1 belegt ist. 
 
(2) Die Zulassung ist mit schriftlicher Begründung abzulehnen oder aufzuheben, wenn die Voraus-
setzungen gemäß Absatz 1 nicht erfüllt sind oder fälschlich als gegeben angenommen wurden. 
 
(3) Die Zulassung zur Prüfung für eine Bereichsweiterbildung kann erst nach Anerkennung einer 
Gebietsweiterbildung erfolgen. 

§ 17 Prüfungsausschüsse 

(1) Die Psychotherapeutenkammer bildet zur Durchführung der Prüfung Prüfungsausschüsse. 
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(2) Die Mitglieder eines Prüfungsausschusses, ihre Stellvertreter*innen sowie die Vorsitzenden 
der Prüfungsausschüsse werden durch den Kammervorstand bestimmt. Die Reihenfolge, in der 
Stellvertreter*innen tätig werden, ist dabei festzulegen.  
 
(3) Der Prüfungsausschuss entscheidet in der Besetzung mit mindestens drei Fachpsychothera-
peut*innen, Psychologischen Psychotherapeut*innen oder Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeut*innen, von denen mindestens eine* über eine Weiterbildungsbefugnis für das zu prü-
fende Gebiet beziehungsweise den zu prüfenden Bereich sowie zwei über eine Qualifikation in 
den Verfahren bzw. den Bereichen verfügen müssen, die maßgebliche Grundlage der Gebiets- 
oder Bereichsweiterbildung sind. Selbsterfahrungsleiter*innen der zu prüfenden Kandidat*innen 
dürfen nicht als Prüfer*innen tätig sein. Der Prüfungsausschuss beschließt mit einfacher Stim-
menmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der Vorsitzenden* den Ausschlag. Die Mit-
glieder des Prüfungsausschusses entscheiden unabhängig und sind an Weisungen nicht gebun-
den. 
 
(4) Die Bestellung der Mitglieder, ihrer Stellvertreter*innen und der Vorsitzenden* des Prüfungs-
ausschusses erfolgt für die Dauer von fünf Jahren. 

§ 18 Prüfung 

(1) Die Psychotherapeutenkammer setzt im Einvernehmen mit der Vorsitzende*n des Prüfungs-
ausschusses den Termin der mündlichen Prüfung fest. Die Antragstellenden werden zu dem fest-
gesetzten Termin mit einer Frist von mindestens zwei Wochen eingeladen. 
 
(2) Die Prüfung ist mündlich und soll für jede Prüfungskandidat*in mindestens 30 Minuten dau-
ern; sie ist nicht öffentlich. Die Einzelheiten der Prüfung bestimmen sich nach Abschnitt B, C und D 
der Weiterbildungsordnung.  
 
(3) Die während der Weiterbildung erworbenen eingehenden und besonderen Kenntnisse, Erfah-
rungen und Fertigkeiten werden in einem Fachgespräch durch den Prüfungsausschuss geprüft. 
Der Prüfungsausschuss entscheidet aufgrund der vorgelegten Zeugnisse und des Prüfungsergeb-
nisses, ob die vorgeschriebene Weiterbildung erfolgreich abgeschlossen ist. 
 
(4) Kommt der Prüfungsausschuss zu dem Ergebnis, dass die Prüfungskandidat*innen die vorge-
schriebene Weiterbildung nicht erfolgreich abgeschlossen haben, so beschließt er als Vorausset-
zung für eine Wiederholungsprüfung, ob und ggf. wie lange die Weiterbildungszeit zu verlängern 
ist und welche besonderen Anforderungen an diese verlängerte Weiterbildung zu stellen sind. 
Diese besonderen Anforderungen müssen sich auf die in der Prüfung festgestellten Mängel 
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beziehen. Sie können die Verpflichtung enthalten, bestimmte Weiterbildungsinhalte abzuleisten 
und ggf. bestimmte psychotherapeutische Tätigkeiten unter Anleitung durchzuführen. 
 
(5) In geeigneten Fällen kann der Prüfungsausschuss als Voraussetzung für eine Wiederholungs-
prüfung anstelle der Verlängerung der Weiterbildung auch die Verpflichtung aussprechen, feh-
lende Kenntnisse durch ergänzenden Wissenserwerb auszugleichen. Er legt hierzu eine Frist fest, 
die drei Monate nicht unterschreiten soll. 
 
(6) Bleiben Antragstellende der Prüfung fern oder brechen Prüfungskandidat*innen die Prüfung 
ab, gilt die Prüfung als nicht bestanden. 
 
(7) Über die Prüfung ist eine Niederschrift anzufertigen, die von der Vorsitzende*n unterzeichnet 
wird. Sie muss enthalten: 
1. die Besetzung des Prüfungsausschusses, 
2. den Namen der Geprüften, 
3. den Prüfungsgegenstand, 
4. Ort, Beginn und Ende der Prüfung, 
5. das Ergebnis der Prüfung, 
6. im Falle des Nichtbestehens der Prüfung die tragenden Gründe für das Nichtbestehen und 

die ggf. vom Prüfungsausschuss gemachten Auflagen über Dauer und Inhalt der zusätzlichen 
Weiterbildung. 

§ 19 Prüfungsentscheidung 

(1) Die Vorsitzende* des Prüfungsausschusses teilt der Psychotherapeutenkammer das Ergebnis 
der Prüfung mit. 
 
(2) Bei Bestehen der Prüfung stellt die Psychotherapeutenkammer den Prüfungskandidat*innen 
eine Urkunde über die Anerkennung aus. 
 
(3) Bei Nichtbestehen der Prüfung erteilt die Psychotherapeutenkammer den Prüfungskandi-
dat*innen einen mit den Gründen versehenen Bescheid, der auch die vom Prüfungsausschuss 
beschlossenen Auflagen enthält. 
 
(4) Gegen den Bescheid der Psychotherapeutenkammer nach Absatz 3 ist der Verwaltungsrechts-
weg gegeben. Über einen Widerspruch der Prüfungskandidat*innen entscheidet die Psychothe-
rapeutenkammer nach Anhörung des Prüfungsausschusses. 
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§ 20 Wiederholungsprüfung 

Eine nicht erfolgreich abgeschlossene Prüfung kann frühestens nach drei Monaten wiederholt 
werden. Die Vorschriften der §§ 16 bis 19 gelten entsprechend.  

§ 21 Anerkennung von Weiterbildungen aus dem Gebiet der Europäischen Union (Mitgliedstaat), 
des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR-Staat) oder aus einem Staat, dem Deutschland und die 
Europäische Union einen entsprechenden Rechtsanspruch eingeräumt haben (Vertragsstaat) 

(1) Antragsteller*innen mit einem Ausbildungsnachweis über eine Weiterbildung aus einem Mit-
gliedstaat, einem EWR-Staat oder einem Vertragsstaat erhalten auf Antrag die Anerkennung der 
Weiterbildung, wenn die Psychotherapeutenkammer die Gleichwertigkeit des Weiterbildungs-
standes feststellt.  
 
(2) Der Weiterbildungsstand ist als gleichwertig anzusehen, wenn die Weiterbildung der Antrag-
steller*in keine wesentlichen Unterschiede gegenüber der Weiterbildung aufweist, die in der 
Weiterbildungsordnung der jeweils zuständigen Psychotherapeutenkammer geregelt ist. 
 
(3) Wesentliche Unterschiede nach Absatz 1 liegen vor, wenn sich der im Ausland erworbene Aus-
bildungsnachweis auf Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten bezieht, die sich hinsichtlich der 
vermittelten Inhalte oder aufgrund der Ausbildungsdauer wesentlich von den Fertigkeiten, Kennt-
nissen und Fähigkeiten unterscheiden, die im Rahmen der entsprechenden Weiterbildung nach 
dieser Weiterbildungsordnung erworben werden. Wesentliche Unterschiede können ganz oder 
teilweise durch Kenntnisse ausgeglichen werden, die im Rahmen der Berufspraxis oder auf sons-
tige Art und Weise erworben worden sind; dabei ist es nicht entscheidend, in welchem Staat die 
Kenntnisse und Fähigkeiten erworben wurden. Liegen wesentliche Unterschiede vor, muss der 
Nachweis geführt werden, dass die Kenntnisse und Fähigkeiten vorliegen, die zur Anerkennung 
des Ausbildungsnachweises erforderlich sind. Dieser Nachweis ist durch eine Eignungsprüfung 
oder einen Anpassungslehrgang zu erbringen, die sich auf die festgestellten wesentlichen Unter-
schiede bezieht. Die Erforderlichkeit der Erbringung einer Eignungsprüfung ist zu begründen. 
 
(4) Die Psychotherapeutenkammer bestätigt innerhalb eines Monats den Eingang der Antragsun-
terlagen und teilt mit, welche Unterlagen fehlen. Spätestens drei Monate nach Eingang der voll-
ständigen Unterlagen ist über die Anerkennung zu entscheiden. In den Fällen des Absatzes 2, in 
denen über die Durchführung der Eignungsprüfung zu entscheiden ist, verlängert sich die Frist um 
einen Monat. 
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(5) Legt die Psychotherapeutenkammer fest, dass eine Eignungsprüfung zu absolvieren ist, so 
muss diese innerhalb von sechs Monaten ab dem Zugang der Entscheidung abgelegt werden kön-
nen. 
 
(6) Die Antragsteller*innen haben zur Bewertung der Gleichwertigkeit der Psychotherapeuten-
kammer alle erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Das Antragsverfahren und die Formalitäten 
dürfen aus der Ferne und elektronisch abgewickelt werden. Im Fall begründeter Zweifel kann die 
Psychotherapeutenkammer beglaubigte Kopien von den für die Anerkennung erforderlichen 
Nachweisen anfordern. 

§ 22 Anerkennung von Weiterbildungen aus Drittstaaten 

(1) Antragsteller*innen mit einem Ausbildungsnachweis aus einem Drittstaat erhalten auf Antrag 
die entsprechende Anerkennung nach dem Heilberufekammergesetz, wenn die Gleichwertigkeit 
des Weiterbildungsstandes gegeben ist. 
 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für im Drittstaat absolvierte Weiterbildungszeiten einer noch nicht 
abgeschlossenen Weiterbildung. Für die Prüfung der Gleichwertigkeit gilt § 21 Absatz 2 entspre-
chend. Die erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten sind durch die Antragsteller*in auch nach-
zuweisen, wenn die Prüfung des Antrags nur mit unangemessenem zeitlichem oder sachlichem 
Aufwand möglich ist, weil die erforderlichen Unterlagen und Nachweise aus Gründen, die nicht in 
der Person der Antragsteller*in liegen, von dieser nicht vorgelegt werden können. 
 
(3) Für das Verfahren gilt § 21 entsprechend. 

§ 23 Übergangsregelungen 

Sofern vor Einführung einer neuen Weiterbildung keine vergleichbaren Weiterbildungen angebo-
ten wurden, kann die Psychotherapeutenkammer auf Antrag eine Anerkennung aussprechen, 
wenn die Antragsstellenden mindestens vier Jahre in einer entsprechenden praktischen Einrich-
tung tätig waren und in dieser Zeit eingehende und besondere Kenntnisse, Erfahrungen und Fer-
tigkeiten in diesem Bereich entsprechend Abschnitt D der Weiterbildungsordnung erworben ha-
ben. 

§ 24 Inkrafttreten 

Diese Muster-Weiterbildungsordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft. 
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Abschnitt B: Gebiete 

1. Gebietsübergreifende Anforderungen an die Weiterbildung  

Gebietsübergreifende Kompetenzen sind gemeinsamer Bestandteil des Fachpsychotherapeu-
tenstandards aller Fachgebiete.  

Kompetenz 

Vertiefte Fachkenntnisse 

Wesentliche Gesetze, Verordnungen und Richtlinien, Berufsrecht und Berufsethik, rechtliche und ethische 
Aspekte von Ordnungs- und Zwangsmaßnahmen 

Berücksichtigung menschlicher Diversität in der Psychotherapie in Bezug auf Gender, Ethnie bzw. Kultur, se-
xuelle Orientierung, Beeinträchtigung und andere Aspekte 

Einbezug von Bezugspersonen, Angehörigen und Lebenswelten sowie Dynamik und Psychopathologie in 
Paarbeziehungen, Familien und Gruppen 

Teilhabeorientierte Diagnostik und Therapie von Menschen mit psychischen Erkrankungen und psychischen 
Funktionseinschränkungen 

Telematikinfrastruktur und weitere elektronische Datenverarbeitungssysteme und Anwendungen einschließ-
lich datenschutzrechtlicher und berufsethischer Aspekte  

Kenntnisse über den Einsatz von digitalen Gesundheitsanwendungen 

Qualitätssicherung und Qualitätsmanagement unter besonderer Berücksichtigung berufs- und sozialrechtli-
cher Vorgaben 

Besondere Anforderungen der Versorgung von Patient*innen im Transitionsalter  

Kindesmisshandlung, -missbrauch und/oder -vernachlässigung erkennen, feststellen und beenden 

Erkennen von und Umgang mit Gewalt unter Erwachsenen, insbesondere häusliche Gewalt und Gewalt ge-
gen Frauen 

Anforderungen übergreifender psychosoziale Versorgungssysteme wie z. B. Frühe Hilfen, Rentenversiche-
rung  

Anerkannte Psychotherapieverfahren und Methoden 
Näheres zu den Inhalten der Weiterbildung in Psychotherapieverfahren regelt Abschnitt C.  

Handlungskompetenzen  

Umsetzung rechtlicher und ethischer Anforderungen im therapeutischen Handeln, z. B. Prinzipien der Absti-
nenz, (An-)Erkennen therapeutischer Grenzen und reflektierter Umgang mit konflikthaften ethischen Situati-
onen in der therapeutischen Beziehung  

Berücksichtigung der bestverfügbaren Evidenz in Diagnostik und Behandlung 

Nutzung der psychotherapeutischen Haltung und Empathiefähigkeit im psychotherapeutischen Behand-
lungsprozess 

Aufbau und Gestaltung einer therapeutischen Beziehung in unterschiedlichen Settings unter Berücksichti-
gung menschlicher Diversität in Bezug auf Gender, Ethnie bzw. Kultur, sexuelle Orientierung, Beeinträchti-
gung und andere Aspekte 

Versorgung von Patient*innen im Transitionsalter 
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Anwendung der Maßnahmen der Qualitätssicherung und des Qualitätsmanagements einschließlich des Feh-
ler- und Risikomanagements sowie Anwendung von Leit- und Richtlinien  

Multiprofessionelle Zusammenarbeit einschließlich Leitungs-, Vertretungs- oder Koordinationsaufgaben 

Psychotherapeutische Gutachtenerstellung  

Diagnostik und Behandlung mittels wissenschaftlich anerkannter Psychotherapieverfahren, Methoden und 
Techniken 

In den Gebieten Psychotherapie für Kinder und Jugendliche und Psychotherapie für Erwachsene: 
Diagnostik und Behandlung in (mindestens) einem in der Weiterbildung vertieften wissenschaftlich aner-
kannten Psychotherapieverfahren 

Näheres zu den Inhalten der Weiterbildung in Psychotherapieverfahren regelt Abschnitt C. 
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2. Gebiet Psychotherapie für Kinder und Jugendliche  

Fachpsychotherapeut*in für Kinder und Jugendliche 

Definition Das Gebiet Psychotherapie für Kinder und Jugendliche umfasst kurative, präventive und 
rehabilitative Maßnahmen bei Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen im Transi-
tionsalter bis 21 Jahre mit Mitteln der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie unter 
Einbezug von Bezugspersonen in ambulanten, teilstationären und stationären sowie an-
deren institutionellen Versorgungsbereichen und -settings zur Erkennung und Behand-
lung von Erkrankungen, Entwicklungs- und Funktionsstörungen, zur Wiedererlangung, Er-
haltung und Förderung der psychischen und physischen Gesundheit sowie der Teilhabe. 
Bei entsprechender Indikation oder zur Fortsetzung begonnener Therapien können auch 
ältere Patient*innen behandelt werden. 

Weiterbil-
dungszeit 

Mindestens 60 Monate (bei Vollzeit-Weiterbildung), davon  
• mindestens 24 Monate in der ambulanten psychotherapeutischen Versorgung für 

Kinder und Jugendliche, 
• mindestens 24 Monate in Einrichtungen der Psychiatrie, Psychosomatik, Suchtrehabi-

litation oder weiteren Einrichtungen der (teil-)stationären psychotherapeutischen 
Versorgung, davon mindestens 12 Monate in Einrichtungen für Kinder und Jugendli-
che, 

• bis zu 12 Monate in weiteren institutionellen Bereichen, 
• bis zu 12 Monate in einem anderen Gebiet. 

Weiterbil-
dungsstätten 

Ambulante Weiterbildungsstätten können insbesondere sein: Weiterbildungsambulan-
zen, Lehrpraxen und Hochschulambulanzen. Abhängig von der Breite des möglichen 
Kompetenzerwerbs können Zulassungen für weniger als 24 Monate erteilt werden. 
Stationäre Weiterbildungsstätten können insbesondere sein: psychiatrische oder psycho-
somatische Kliniken bzw. Klinikabteilungen, Rehabilitationskliniken, teilstationäre Ein-
richtungen wie Tageskliniken, Psychiatrische und Psychosomatische Institutsambulanzen. 
Abhängig von der Breite des möglichen Kompetenzerwerbs können Zulassungen für we-
niger als 24 Monate erteilt werden und abhängig vom möglichen Kompetenzerwerb bis 
zu 12 Monate in Psychiatrischen oder Psychosomatischen Institutsambulanzen. 
Weiterbildungsstätten im institutionellen Bereich können insbesondere sein: Einrichtun-
gen der somatischen Rehabilitation, der Organmedizin, der Suchthilfe, Behindertenhilfe, 
Sozialpsychiatrie, Sozialpädiatrie, des Justiz- und Maßregelvollzugs, der Gemeindepsychi-
atrie, Jugendhilfe, des Öffentlichen Gesundheitsdienstes sowie psychosoziale Fachbera-
tungsstellen und -dienste. Abhängig von der Breite des möglichen Kompetenzerwerbs 
können Einrichtungen darüber hinaus auch der ambulanten oder stationären Weiterbil-
dung zugeordnet oder Zulassungen für weniger als 12 Monate ausgesprochen werden.  
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Weiterbildungsinhalte: Kompetenzen und Richtzahlen 

Kompetenz Richtzahlen 

Vertiefte Fachkenntnisse  

Spezielle rechtliche und berufsethische Aspekte der Berufsausübung 
im Gebiet 

Mindestens 500 Stunden Theorie, 
davon mindestens 350 Stunden zum 
vertieften Psychotherapieverfahren, 
davon mindestens 48 Stunden zur 
Gruppenpsychotherapie 

Kenntnisse der Hilfe- und Versorgungssysteme im Gebiet 

Entwicklungspsychologie und Entwicklungspsychopathologie, Entste-
hungsbedingungen und Verlaufsformen psychischer und psychosoma-
tischer Erkrankungen sowie Wechselwirkungen zwischen psychischen 
Erkrankungen und kognitiven, sozialen und physischen Beeinträchti-
gungen im Säuglings-, Kindes- und Jugendalter sowie bei jungen Er-
wachsenen im Transitionsalter  

Gängige Klassifikationssysteme psychischer Erkrankungen (z. B. 
ICD/MAS, DSM, Zero to Three; ICF) in der Anwendung 

Differenzialdiagnostik psychischer Erkrankungen in allen Altersgrup-
pen – vom Säuglingsalter bis zum jungen Erwachsenenalter/Transiti-
onsalter – einschließlich psychotischer und Suchterkrankungen sowie 
Teilleistungsstörungen 

Erwerb von Kenntnissen über somatische Ursachen in Zusammenhang 
mit psychischen Symptomen 

Indikationen für Psychotherapie und differenzielle Indikationsstellung 
zu verschiedenen Settings (Einzel-, Familien-, Gruppentherapie), Ein-
beziehung relevanter Bezugspersonen und des sozialen Umfeldes 

Indikationen für Ergotherapie, Physiotherapie, Heilpädagogik, Logopä-
die, Bewegungstherapie, Kreativtherapien und Soziotherapie, psychi-
atrische Krankenpflege, medizinische Reha und andere medizinische 
Leistungen sowie psychosoziale Hilfen, Verordnung und Veranlassung 
einer Krankenhauseinweisung 

Wirkungen, Wechselwirkungen und Nebenwirkungen von Psycho-
pharmakotherapie, auch unter Berücksichtigung der bestverfügbaren 
Evidenz 

Spezielle Versorgungsformen und aufsuchende Behandlung, z. B. 
Home Treatment, Akutbehandlung im häuslichen Umfeld, Interventio-
nen in den Bereichen Wohnen, Arbeit und Schule 

Krisenintervention, Rückfall- und Suizidprophylaxe, Erhaltungsthera-
pie sowie Erwerb von Kenntnissen über Nebenwirkungen und uner-
wünschte Effekte der Psychotherapie 

Gesundheitsförderung, Prävention und Früherkennung sowie Präven-
tion und Versorgung bei Risikogruppen wie Kindern psychisch kranker 
Eltern 

Vertiefte Kenntnisse zum Einsatz altersspezifischer digitaler Anwen-
dungen 

Fachspezifische Möglichkeiten zur Unterstützung von Maßnahmen 
zum Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen 
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Durchführung wissenschaftlich anerkannter Psychotherapieverfahren, 
-methoden und -techniken 

Kenntnisse in (mindestens) einem in der Weiterbildung vertieften wis-
senschaftlich anerkannten Psychotherapieverfahren 
Näheres zu den Inhalten der Weiterbildung in Psychotherapieverfah-
ren regelt Abschnitt C.  

Handlungskompetenzen   

Anamnese einschließlich Fremdanamnese, Befunderhebung und Er-
stellung des psychopathologischen Befunds, Diagnosestellung und 
Aufklärung unter Einbindung der Bezugspersonen. Dokumentation 
und Kodierung unter Einbeziehung familiärer, psychosozialer, entwick-
lungspsychopathologischer und altersspezifischer Aspekte und Be-
rücksichtigung menschlicher Diversität in Bezug auf Gender, Ethnie 
bzw. Kultur, sexuelle Orientierung, Beeinträchtigung und andere As-
pekte in der ambulanten und stationären Versorgung  

Über die gesamte Weiterbildung 
mindestens:  
• 60 dokumentierte (Erst-)Untersu-

chungen 
• 75 Behandlungsfälle im Einzelkon-

takt (auch unter Einbeziehung von 
Bezugspersonen, in Kombination 
mit Gruppenpsychotherapie oder 
im Mehrpersonensetting) unter 
Supervision, davon mindestens  
o 40 Kurzzeitpsychotherapien 

(5 bis 25 Stunden), davon min-
destens 20 Kurzzeittherapien im 
vertieften Verfahren  

o Entweder 5 Langzeittherapien 
(mindestens 30 Stunden) oder 
mindestens 600 Stunden Lang-
zeittherapien im vertieften Ver-
fahren  

• 120 Stunden Gruppenpsychothera-
pie unter Supervision 

• Maßnahmen zur Prävention und 
Früherkennung 

 
• 6 für die Fachpsychotherapeuten-

prüfung ausführlich dokumentierte 
Behandlungsfälle  

 
• Nachweis der Behandlung der 

Breite des Krankheitsspektrums, 
das folgende Patient*innen ein-
schließen muss: Fälle aus dem 
Säuglings- und Kleinkindalter, der 
frühen Kindheit, mittleren Kindheit, 
dem Jugendalter und dem frühen 
Erwachsenenalter 

 
• Erstellung von 3 Gutachten  
 
Davon ambulant mindestens: 
• Diagnostik und Behandlung, davon 

mindestens 
o 30 Behandlungsfälle (im Einzel-

kontakt auch in Kombination mit 

Beurteilung krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit sowie fehlender 
Beschulbarkeit 

Feststellen des Erfordernisses einer Abklärung somatomedizinischer 
Fragestellungen, die im Zusammenhang mit der psychischen Sympto-
matik stehen könnten, und Veranlassung von Konsilen 

Diagnostik und Behandlung bei Selbst- und Fremdgefährdung 

Indikationsstellung und Erstellen eines Therapieplans einschließlich 
der Abklärung, ob und welche Spezialtherapien oder anderen Hilfen 
erforderlich sind (spezialtherapeutische Leistungen, Heilmittel, Sozio-
therapie, psychiatrische Krankenpflege, Jugendhilfe), deren Verord-
nung bzw. Veranlassung und Anpassung im Verlauf einschließlich 
Krankenhauseinweisung bzw. Verordnung medizinischer Rehabilita-
tion 

Einzel- und gruppenpsychotherapeutische Behandlung von psychi-
schen Erkrankungen bei Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen einschließlich Suchterkrankungen, Traumafolgestörungen und 
Psychosen sowie psychischer Ursachen, Begleiterscheinungen und 
Folgen von körperlichen Erkrankungen, bei denen Psychotherapie in-
diziert ist, nach bestverfügbarer Evidenz unter Berücksichtigung der 
sozialen Lage, des schulischen Kontextes, der Arbeitswelt und des so-
zialen Umfeldes sowie menschlicher Diversität in Bezug auf Gender, 
Ethnie bzw. Kultur, sexuelle Orientierung, Beeinträchtigung und an-
dere Aspekte 

Psychotherapeutische Sprechstunde, Akutbehandlung, Koordinierung 
von Komplexleistungen und die weiteren vertragspsychotherapeuti-
schen Leistungen 

Notfälle: Diagnostik, Indikation und Krisenintervention mit Einsatz de-
eskalierender Maßnahmen bei akuten Ausnahme- und Erregungszu-
ständen und akuter Eigen- und oder Fremdgefährdung 

Psychotherapeutische Interventionen im Zusammenhang mit Unter-
bringungen und Zwangsbehandlungen  

Behandlung von Säuglingen und Kleinkindern in der Interaktion mit El-
tern, Geschwistern und anderen Bezugspersonen 
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Beratung und Behandlung unter Einbezug von Bezugspersonen und 
Personen und Institutionen in den relevanten Lebenswelten 

Gruppenpsychotherapie oder im 
Mehrpersonensetting) unter Su-
pervision im vertieften Verfah-
ren, davon  
- 20 Therapien unter Einbezug 

von Bezugspersonen 
- 5 Akutbehandlungen 

o 20 Stunden (10 Doppelstunden) 
Gruppenpsychotherapie im ver-
tieften Verfahren  

o 40 Erstkontakte mit Diagnostik, 
Indikationsstellung und Beratung 

 
• Supervision im Verhältnis von in 

der Regel 1:4 bis 1:8 abhängig vom 
Kompetenzfortschritt und der Fall-
konstellation. Davon sind mindes-
tens 50 Stunden als Einzelsupervi-
sion durchzuführen.  
 

• 3 für die Fachpsychotherapeuten-
prüfung ausführlich dokumentierte 
Behandlungsfälle im vertieften 
Verfahren 

 
Davon (teil-)stationär mindestens: 
• 40 dokumentierte Erstuntersu-

chungen einschließlich multiaxialer 
Diagnostik 

• 40 Behandlungsfälle unter Supervi-
sion, davon  
o 10 Fälle unter Einbezug von Be-

zugspersonen 
o 20 Einzeltherapien 
o zur Supervision gehören auch 

Balint-Gruppen und interakti-
onsbezogene Fallarbeit 

• 60 Stunden Gruppenpsychothera-
pie einschließlich Arbeit mit Be-
zugspersonen 

• 10 Krisen- und Notfallinterventio-
nen 

• 3 für die Fachpsychotherapeuten-
prüfung ausführlich dokumentierte 
Behandlungsfälle 

Behandlung psychischer Erkrankungen bei Menschen mit Behinderun-
gen und Menschen mit Intelligenzminderung 

Durchführung von Psychotherapie unter Nutzung elektronischer Me-
dien (insbesondere Videobehandlung) sowie Indikationsstellung und 
Verordnung digitaler Anwendungen 

Bewertung von Indikation, Wirkungen und Nebenwirkungen psycho-
pharmakologischer Medikation und ihrer Wechselwirkung mit Psycho-
therapie 

Anwenden von übenden und suggestiven Interventionen, z. B. autoge-
nem Training, progressiver Muskelrelaxation und Hypnose 

Anwendung supportiver und psychoedukativer Methoden 

Versorgung von Menschen mit komplexem Behandlungsbedarf inklu-
sive des Arbeitens in und mit einem multiprofessionellen Team, auch 
im Bereich der Planung, Umsetzung und Verantwortung für die be-
rufsgruppen- und sektorenübergreifende Koordination und Koopera-
tion  

Verlaufsuntersuchung, Überwachung der Behandlung unter Berück-
sichtigung aller Therapien, unerwünschter Nebenwirkungen sowie ggf. 
Anpassung des Therapieplans  

Rückfall- und Suizidprophylaxe sowie Erhaltungstherapie  

Gefahreneinschätzung, Prävention und Intervention bei körperlicher, 
sexualisierter und psychischer Gewalt bei Kindern und Jugendlichen in 
der Häuslichkeit und in sozialen Systemen 

Psychotherapeutische Konsiliar- und/oder Liaisondienste 

Angehörigenarbeit und trialogische Arbeit  

Prävention und Früherkennung einschließlich Familienberatung 

Entlassmanagement, Nachsorge- und Rehabilitationsplanung inklusive 
Befunderstellung für Rehabilitationsanträge 

Schnittstellenkompetenz für psychotherapeutische Tätigkeiten in ver-
netzten Strukturen unterschiedlicher Hilfesysteme, insbesondere mit 
Beteiligung der Jugendhilfe und einschließlich des Bildungswesens 

Erstellen von Gutachten  

Diagnostik und Behandlung mittels wissenschaftlich anerkannter Psy-
chotherapieverfahren, Methoden und Techniken 

In den Gebieten Psychotherapie für Kinder und Jugendliche und Psy-
chotherapie für Erwachsene: 
Diagnostik und Behandlung in (mindestens) einem in der Weiterbil-
dung vertieften wissenschaftlich anerkannten Psychotherapieverfah-
ren 
Näheres zu den Inhalten der Weiterbildung in Psychotherapieverfah-
ren regelt Abschnitt C. 
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Fähigkeit, den personalen Anforderungen an Psychotherapeut*innen 
zu entsprechen, z. B. durch Selbstreflexion und Selbstwahrnehmung, 
inklusive der Bewusstheit für eigene Schwächen und Grenzen  

Selbsterfahrung soll zu Beginn der 
Weiterbildung aufgenommen wer-
den und die Weiterbildung begleiten. 
Eine begonnene Selbsterfahrung soll 
beim Wechsel der Weiterbildungs-
stätte weitergeführt werden können. 
 
Näheres wird in Abschnitt C geregelt. 
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3. Gebiet Psychotherapie für Erwachsene  

Fachpsychotherapeut*in für Erwachsene 

Definition Das Gebiet Psychotherapie für Erwachsene umfasst kurative, präventive und rehabilita-
tive Maßnahmen bei Erwachsenen in ambulanten, teilstationären und stationären sowie 
anderen institutionellen Versorgungsbereichen und -settings zur Erkennung und Behand-
lung von Erkrankungen und Funktionsstörungen zur Wiedererlangung, Erhaltung und För-
derung der psychischen und physischen Gesundheit sowie der Teilhabe mit Mitteln der 
Psychotherapie. 

Weiterbil-
dungszeit 

Mindestens 60 Monate (bei Vollzeitweiterbildung), davon  
• mindestens 24 Monate in der ambulanten psychotherapeutischen Versorgung für Er-

wachsene 
• mindestens 24 Monate in Einrichtungen der Psychiatrie, Psychosomatik, Suchtrehabi-

litation oder weiteren Einrichtungen der (teil-)stationären psychotherapeutischen 
Versorgung 

• bis zu 12 Monate in weiteren institutionellen Bereichen  
• bis zu 12 Monate in einem anderen Gebiet 

Weiterbil-
dungsstätten 

Ambulante Weiterbildung: Weiterbildungsambulanzen, Lehrpraxen und Hochschulambu-
lanzen. Abhängig von der Breite des möglichen Kompetenzerwerbs können Zulassungen 
für weniger als 24 Monate erteilt werden. 
Stationäre Weiterbildung: psychiatrische oder psychosomatische Kliniken bzw. Klinikab-
teilungen, Rehabilitationskliniken, teilstationäre Einrichtungen wie Tageskliniken, Psychi-
atrische und Psychosomatische Institutsambulanzen. Abhängig von der Breite des mögli-
chen Kompetenzerwerbs können Zulassungen für weniger als 24 Monate erteilt werden. 
Abhängig vom möglichen Kompetenzerwerb bis zu 6 Monate in Psychiatrischen oder Psy-
chosomatischen Institutsambulanzen.  
Weitere institutionelle Bereiche: u. a. Einrichtungen der somatischen Rehabilitation, der 
Organmedizin, der Suchthilfe, Behindertenhilfe, Sozialpsychiatrie, des Justiz- und Maßre-
gelvollzugs, der Gemeindepsychiatrie, der Jugendhilfe, des Öffentlichen Gesundheits-
dienstes sowie psychosoziale Fachberatungsstellen und -dienste. Abhängig von der Breite 
des möglichen Kompetenzerwerbs können Einrichtungen darüber hinaus auch der ambu-
lanten oder stationären Weiterbildung zugeordnet oder Zulassungen für weniger als 
12 Monate erteilt werden. 
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Weiterbildungsinhalte: Kompetenzen und Richtzahlen 

Kompetenz Richtzahlen 

Vertiefte Fachkenntnisse   

Spezifische Aspekte der Entstehungsbedingungen, Differenzialdiag-
nostik und Verlaufsformen der psychischen Erkrankungen bei Heran-
wachsenden und Erwachsenen aller Altersgruppen 

Mindestens 500 Stunden  
davon mind. 350 Stunden 
zum vertieften Psychotherapiever-
fahren, davon mind. 48 Stunden zur 
Gruppenpsychotherapie 

Klassifikationssysteme psychischer Erkrankungen (z. B. ICD, DSM; ICF) 
in der Anwendung 

Erwerb von Kenntnissen über somatische Ursachen in Zusammenhang 
mit psychischen Symptomen 

Indikationen für Psychotherapie und differenzielle Indikationsstellung 
zu verschiedenen Settings (Einzel-, Paar-, Familien-, Gruppentherapie), 
Einbeziehung relevanter Bezugspersonen und des sozialen Umfeldes 

Indikationen für Ergotherapie, Physiotherapie, Heilpädagogik, Logopä-
die, Bewegungstherapie, Kreativtherapien und Soziotherapie, psychi-
atrische Krankenpflege, medizinische Reha und andere medizinische 
Leistungen sowie psychosoziale Hilfen, Verordnung und Veranlassung 
einer Krankenhauseinweisung 

Wirkungen, Wechselwirkungen und Nebenwirkungen von Psycho-
pharmakotherapie, auch unter Berücksichtigung der bestverfügbaren 
Evidenz 

Spezielle Versorgungsformen und aufsuchende Behandlung, z. B. 
Home Treatment, Akutbehandlung im häuslichen Umfeld, Interventio-
nen in den Bereichen Wohnen und Arbeit 

Grundlagen der Behandlung in der Forensik 

Grundlagen der Palliativversorgung 

Krisenintervention Rückfall- und Suizidprophylaxe, Erhaltungstherapie 
sowie Erwerb von Kenntnissen über Nebenwirkungen und uner-
wünschte Effekte der Psychotherapie 

Gesundheitsförderung, Prävention und Früherkennung  

Fachspezifische Möglichkeiten zur Unterstützung von Maßnahmen 
zum Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen 

Psychotherapieverfahren, Methoden und Techniken  

Kenntnisse in (mindestens) einem in der Weiterbildung vertieften wis-
senschaftlich anerkannten Psychotherapieverfahren 
Näheres zu den Inhalten der Weiterbildung in Psychotherapieverfah-
ren regelt Abschnitt C. 

 

Handlungskompetenzen  Über die gesamte  
Weiterbildung mindestens: 
• 60 dokumentierte (Erst-) Untersu-

chungen 
 
• 100 Behandlungsfälle im Einzel-

kontakt (auch in Kombination mit 

Anamnese, einschließlich Fremdanamnese, Befunderhebung und Er-
stellung des psychopathologischen Befunds, Diagnosestellung, Patien-
ten- und Angehörigenaufklärung, Dokumentation und Kodierung un-
ter Einbeziehung familiärer, psychosozialer, altersspezifischer Aspekte 
und Berücksichtigung menschlicher Diversität in Bezug auf Gender, 
Ethnie bzw. Kultur, sexuelle Orientierung, Beeinträchtigung und an-
dere Aspekte in der ambulanten und stationären Versorgung  
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Beurteilung krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit Gruppenpsychotherapie oder im 
Mehrpersonensetting) unter Su-
pervision, davon mindestens  
o 50 Kurzzeitpsychotherapien 

(5 bis 25 Stunden)  
o mindestens 600 Stunden Kurz- 

und Langzeittherapien im vertief-
ten Verfahren  

o mindestens 5 Therapien unter 
Einbezug von Bezugspersonen 

 
• 200 Stunden Gruppenpsychothera-

pie unter Supervision, davon min-
destens 120 Stunden (60 Doppel-
stunden) im vertieften Verfahren  

 
• Maßnahmen zur Prävention und 

Früherkennung 
 
• 6 für die Fachpsychotherapeuten-

prüfung ausführlich dokumentierte 
Behandlungsfälle  

 
• Nachweis der Behandlung der 

Breite des Krankheitsspektrums  
 
• Erstellung von 3 Gutachten 
 
Davon ambulant: 
• Diagnostik und Behandlung, davon 

mindestens 
o 40 Behandlungsfälle (im Einzel-

kontakt auch in Kombination mit 
Gruppenpsychotherapie oder im 
Mehrpersonensetting) unter Su-
pervision im vertieften Verfah-
ren, davon  
- 5 Akutbehandlungen 

o 40 Stunden (20 Doppelstunden) 
Gruppenpsychotherapie im ver-
tieften Verfahren 
 

o 60 Erstkontakte mit Diagnostik, 
Indikationsstellung und Beratung 
 

• Supervision im Verhältnis von in 
der Regel 1:4 bis 1:8 abhängig 
vom Kompetenzfortschritt und 
der Fallkonstellation. Davon sind 
mindestens 50 Stunden als Ein-
zelsupervision durchzuführen.   

 
• 3 für die Fachpsychotherapeuten-

prüfung ausführlich dokumentierte 

Feststellen des Erfordernisses einer Abklärung somatomedizinischer 
Fragestellungen, die im Zusammenhang mit der psychischen Sympto-
matik stehen könnten, und Veranlassung von Konsilen  

Diagnostik und Behandlung bei Selbst- und Fremdgefährdung  

Indikationsstellung, Erstellen eines Therapieplans einschließlich der 
Abklärung, ob und welche Spezialtherapien oder anderen Hilfen erfor-
derlich sind (spezialtherapeutische Leistungen, Heilmittel, Soziothera-
pie, psychiatrische Krankenpflege, Gemeindepsychiatrie), deren Ver-
ordnung bzw. Veranlassung und Anpassung im Verlauf einschließlich 
Krankenhauseinweisung bzw. Verordnung medizinischer Rehabilita-
tion 

Einzel- und gruppenpsychotherapeutische Behandlung des gesamten 
Spektrums von psychischen Erkrankungen einschließlich Suchterkran-
kungen, Traumafolgestörungen und Psychosen vom Transitions- bis 
ins hohe Erwachsenenalter sowie psychischer Ursachen, Begleiter-
scheinungen und Folgen von körperlichen Erkrankungen, bei denen 
Psychotherapie indiziert ist, nach bestverfügbarer Evidenz unter Be-
rücksichtigung von Gender- und Kulturaspekten, der sozialen Lage, 
der Arbeitswelt und des sozialen Umfeldes   

Familiengespräche bzw. Einbezug relevanter Bezugspersonen in die 
Behandlung, insbesondere auch im gerontopsychiatrischen Bereich, 
Psychoedukation für Angehörige 

Psychotherapeutische Sprechstunde, Akutbehandlung, Koordinierung 
von Komplexleistungen und die weiteren vertragspsychotherapeuti-
schen Leistungen 

Notfälle: Diagnostik, Indikation und Krisenintervention mit Einsatz de-
eskalierender Maßnahmen bei akuten Ausnahme- und Erregungszu-
ständen und akuter Eigen- und/oder Fremdgefährdung 

Psychotherapeutische Interventionen im Zusammenhang mit Unter-
bringungen und Zwangsbehandlungen  

Behandlung psychischer Erkrankungen bei Menschen mit Behinderun-
gen und Menschen mit Intelligenzminderung  

Durchführung von Psychotherapie unter Nutzung elektronischer Me-
dien (insbesondere Videobehandlung) sowie Indikationsstellung und 
Verordnung digitaler Anwendungen 

Bewertung von Indikation, Wirkungen und Nebenwirkungen psycho-
pharmakologischer Medikation und ihrer Wechselwirkung mit Psycho-
therapie 

Anwenden von übenden und suggestiven Interventionen, z. B. autoge-
nem Training, progressiver Muskelrelaxation und Hypnose 

Anwendung supportiver und psychoedukativer Methoden  

Versorgung von Menschen mit komplexem Behandlungsbedarf, inklu-
sive des Arbeitens in und mit einem multiprofessionellen Team, auch 
im Bereich der Planung, Umsetzung und Verantwortung für die be-
rufsgruppen- und sektorenübergreifende Koordination und Koopera-
tion, auch an den Schnittstellen unterschiedlicher Hilfesysteme und 
Versorgungsbereiche 
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Verlaufsuntersuchung, Überwachung der Behandlung unter Berück-
sichtigung aller Therapien und unerwünschter Nebenwirkungen sowie 
ggf. Anpassung des Therapieplans  

Behandlungsfälle im vertieften 
Verfahren 

 
Davon (teil-)stationär mindestens: 
• 40 dokumentierte Erstuntersu-

chungen  
• 40 Behandlungsfälle unter Supervi-

sion 
o 5 Fälle unter Einbezug von Be-

zugspersonen 
o 20 Einzeltherapien 
o zur Supervision gehören auch 

Balint-Gruppen und interakti-
onsbezogene Fallarbeit 

• 60 Stunden Gruppenpsychothera-
pie  

• 10 Krisen- und Notfallinterventio-
nen 

 
• 3 für die Fachpsychotherapeuten-

prüfung ausführlich dokumentierte 
Behandlungsfälle 

Psychotherapeutische Konsiliar- und/oder Liaisondienste  

Angehörigenarbeit und trialogische Arbeit  

Prävention und Früherkennung einschließlich Familienberatung 

Beratung, Koordination, Begleitung und Einleitung präventiver und re-
habilitativer Maßnahmen zur Teilhabe an allen Lebensbereichen  

Rückfall- und Suizidprophylaxe sowie Erhaltungstherapie  

Entlassmanagement, Nachsorge- und Rehabilitationsplanung, inklu-
sive Befunderstellung für Rehabilitationsanträge. 

Erstellen von Gutachten 

Diagnostik und Behandlung mittels wissenschaftlich anerkannter Psy-
chotherapieverfahren, Methoden und Techniken 

Diagnostik und Behandlung in (mindestens) einem in der Weiterbil-
dung vertieften wissenschaftlich anerkannten Psychotherapieverfah-
ren 
Näheres zu den Inhalten der Weiterbildung in Psychotherapieverfah-
ren regelt Abschnitt C.  

Fähigkeit, den personalen Anforderungen an Psychotherapeut*innen 
zu entsprechen, z. B. durch Selbstreflexion und Selbstwahrnehmung 
inklusive der Bewusstheit für eigene Schwächen und Grenzen. 

Selbsterfahrung soll zu Beginn der 
Weiterbildung aufgenommen wer-
den und die Weiterbildung beglei-
ten. Eine begonnene Selbsterfah-
rung soll beim Wechsel der Weiter-
bildungsstätte weitergeführt wer-
den können. 
 
Näheres wird in Abschnitt C gere-
gelt. 
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4. Gebiet: Neuropsychologische Psychotherapie 

Fachpsychotherapeut*in für Neuropsychologische Psychotherapie  
 
Die Weiterbildung zur Fachpsychotherapeut*in für Neuropsychologische Therapie um-
fasst den Erwerb von Kenntnissen und Handlungskompetenzen für die wissenschaftlich 
begründete Versorgung von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen mit psychischen 
Störungen infolge verletzungs- oder erkrankungsbedingt beeinträchtigter Hirnfunktio-
nen. Das Aufgabenfeld erfordert fundiertes Wissen über die neuronalen Grundlagen von 
Kognition, Emotion und Verhalten, über neurologische und neuropsychiatrische Erkran-
kungen sowie über die Diagnostik und Therapie der daraus resultierenden neuropsycho-
logischen Störungsbilder jeweils unter Berücksichtigung alters-, erkrankungs-, verlaufs- 
und settingspezifischer Besonderheiten. Daher ist im Rahmen der Weiterbildung ein aus-
reichendes Spektrum diesbezüglicher Kenntnisse und Erfahrungen zu erwerben. 
 

Definition Neuropsychologische Psychotherapie umfasst die Prävention, Diagnostik, Therapie 
und Rehabilitation von kognitiven, behavioralen und emotional-affektiven Störungen 
bei verletzungs- oder erkrankungsbedingten Hirnfunktionsstörungen im Kindes-, Ju-
gend- und Erwachsenenalter unter Berücksichtigung der individuellen physischen und 
psychischen Ressourcen, der biografischen Bezüge, der interpersonalen Beziehungen 
sowie den sozialen, schulischen und beruflichen Anforderungen zur Wiedererlangung, 
Erhaltung und Förderung der psychischen und physischen Gesundheit sowie der Teil-
habe. 

Weiterbil-
dungszeit 

60 Monate (bei Vollzeitweiterbildung) an zugelassenen Weiterbildungsstätten oder 
Verbünden der neuropsychologischen Versorgung, davon  
• mindestens 12 Monate in einer stationären/teilstationären Einrichtung und min-

destens 12 Monate in einer multidisziplinär arbeitenden Einrichtung 
• mindestens 24 Monate in einer ambulanten Einrichtung 
• bis zu 12 Monate in weiteren institutionellen Bereichen 
• bis zu 12 Monate in einem anderen Gebiet  

Weiterbil-
dungsstätten 

Ambulante Weiterbildung: Weiterbildungsambulanzen, Lehrpraxen und Hochschul-
ambulanzen. Abhängig von der Breite des möglichen Kompetenzerwerbs können Zu-
lassungen für weniger als 24 Monate erteilt werden.   
Stationäre Weiterbildung: Neurologische Kliniken bzw. Klinikabteilungen, Rehabilita-
tionskliniken, teilstationäre Einrichtungen wie Tageskliniken. Abhängig von der Breite 
des möglichen Kompetenzerwerbs können Zulassungen für weniger als 24 Monate er-
teilt werden.  
Weitere institutionelle Bereiche (s. Settings): u. a. stationäre schulische Rehabilita-
tion, therapeutische Wohngruppen, (mobile) berufliche Rehabilitation, Werkstätten 
für Menschen mit erworbener Hirnschädigung (MEH), Wohn-/Tagesstätten für MEH, 
(mobile) schulische Rehabilitation, Sozialpädiatrische Zentren/Beratungsstellen, 
Frühförderung, Einrichtungen der Allgemeinmedizin, Einrichtungen der somatischen 
Rehabilitation, Behindertenhilfe, Sozialpsychiatrie, Gemeindepsychiatrie sowie psy-
chosoziale Fachberatungsstellen und -dienste. Abhängig von der Breite des möglichen 
Kompetenzerwerbs können Einrichtungen darüber hinaus auch der ambulanten oder 
stationären Weiterbildung zugeordnet oder Zulassungen für weniger als 12 Monate 
ausgesprochen werden. 
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Weiterbildungsinhalte: Kompetenzen und Richtzahlen 

Kompetenz Richtzahlen 

Vertiefte Fachkenntnisse   
mindestens 500 Stunden 
Theorie, davon mindes-
tens 350 Stunden zur Neu-
ropsychologischen Thera-
pie 

Spezifische Aspekte der Entstehungsbedingungen, Differenzialdiagnostik und Ver-
laufsformen der psychischen Erkrankungen bei Heranwachsenden und Erwachse-
nen aller Altersgruppen 

Gängige Klassifikationssysteme psychischer Erkrankungen (z. B. ICD, DSM; ICF) 

Somatische (inklusive klinisch-neurologische) Differenzialdiagnostik bei psychi-
schen Symptomen  

Indikationen für Psychotherapie und differenzielle Indikationsstellung zu verschie-
denen Settings (Einzel-, Paar-, Familien-, Gruppentherapie), Einbeziehung relevan-
ter Bezugspersonen und des sozialen Umfeldes 

Grundlagen von Dokumentation, Berichtswesen, Qualitätssicherung einschließlich 
rechtlicher Rahmenbedingungen 

Indikationen für Ergotherapie, Physiotherapie, Heilpädagogik, Sprachtherapie, Or-
thoptik, Bewegungstherapie, Kreativtherapien und Soziotherapie, psychiatrische 
Krankenpflege, medizinische Reha und andere medizinische Leistungen sowie psy-
chosoziale Hilfen, Verordnung und Veranlassung einer Krankenhauseinweisung 

Wirkungen, Wechselwirkungen und Nebenwirkungen von Psychopharmakothera-
pie 

Verhinderung unerwünschter Therapieeffekte, Rückfall- und Suizidprophylaxe so-
wie Erhaltungstherapie 

Gesundheitsförderung, Prävention und Früherkennung sowie Prävention und Ver-
sorgung bei Risikogruppen im Kindes- und Jugendalter 

Vertiefte Kenntnisse zum Einsatz altersspezifischer digitaler Anwendungen 

Kindesmisshandlung, -missbrauch und/oder -vernachlässigung erkennen, feststel-
len und beenden 

Vertiefte Fachkenntnisse auf dem Gebiet der Neuropsychologischen Psychotherapie 

Kompetenz 

Grundlagen der Neuropsychologischen Psychotherapie Altersbereich1  
mindestens 80 Stunden 
Theorievermittlung 

Ursprung und Entwicklung der wissenschaftlichen und erkennt-
nistheoretischen Grundlagen der Neuropsychologie 

A 

Rechtliche und organisatorische Strukturen des Arbeitsfeldes, 
medizinische und psychosoziale Versorgungssysteme, Interdis-
ziplinarität 

A 

Neurologische Krankheitsbilder: Diagnostik, Verlauf, Therapie A 

Entwicklungsneuropsychologie und Entwicklungspsychopatholo-
gie (Reifungs- und alterskorrelierte Veränderungen über die ge-
samte Lebensspanne) 

K, E 

Diagnostik in der Neurologie, besondere elektrophysiologische 
und bildgebende Methoden (z. B. CT, MRT, PET, EEG) 

A 

 
1 A = Allgemein, K = Kinder, E = Erwachsene 
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Entstehung und Symptomatik hirnorganischer Erkrankungen (Pa-
thophysiologie) sowie Psychopathologie bei neurologischen Er-
krankungen 

K, E 

Wissenschaftlich begründete Modelle kognitiver Funktionen und 
neuropsychologischer Syndrome 

A 

Neuroplastizität: Ontogenetische Entwicklung und neuronale Re-
organisation des menschlichen Nervensystems 

A 

Pharmakologische Behandlung hirnorganischer Erkrankungen 
unter Berücksichtigung erwünschter und unerwünschter kogniti-
ver, affektiver und (hirn-)organischer Wirkung  

A 

Neurochirurgische Behandlung hirnorganischer Erkrankungen 
unter Berücksichtigung erwünschter und unerwünschter kogniti-
ver, affektiver, motorischer und (hirn-)organischer Wirkung  

A 

Diagnostik und Therapieplanung Altersbereich  
 
mindestens 80 Stunden 
Theorievermittlung 

Neuropsychologische Funktionsdiagnostik: Wahrnehmungsstö-
rungen, Aufmerksamkeitsstörungen, Gedächtnisstörungen, exe-
kutive Störungen, Störungen der Raumkognition, Störungen der 
Sprache und des Rechnens 

A 

Herausforderungen neuropsychologischer Diagnostik bei Pati-
ent*innen z. B. mit Aphasie, Apraxie und fehlender oder stark 
eingeschränkter Sensorik bzw. Wahrnehmung 

A 

Beurteilung/Einschätzung der Krankheitseinsicht und Krankheits-
verarbeitung nach erworbener Hirnschädigung 

K, E 

Diagnostik von hirnorganisch bedingten Verhaltensstörungen im 
Kindes-, Jugend- und Erwachsenenalter 

K, E 

Diagnostik von hirnorganisch bedingten emotional-affektiven 
Störungen im Kindes-, Jugend- und Erwachsenenalter (Selbst- 
und Fremdbeurteilung) 

K, E 

Differenzialdiagnostik organisch bedingter psychischer Störun-
gen und komorbider psychischer Störungen 

K, E 

Besonderheiten neuropsychologischer Untersuchungsverfahren 
im Kinder- und Jugendbereich 

K 

Besonderheiten neuropsychologischer Untersuchungsverfahren 
im höheren Lebensalter 

E 

Beurteilung von Verlauf und Prognose organisch bedingter psy-
chischer Störungen vor dem Hintergrund ätiologischer und ent-
wicklungspsychologischer Besonderheiten 

K, E 

Diagnostische Beurteilung spezifischer Gefährdungslagen (z. B. 
Fahreignung, Maschinenführung) 

E 

Grundlagen wissenschaftlich begründeter neuropsychologischer 
Gutachten: Aufbau des Gutachtens, Rechtsgebiete, Neuropsy-
chologische Bewertungsmaßstäbe, Rolle der Gutachter*in; Kau-
salitäts- und Beweisregeln 

K, E 
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Therapieprozess und Behandlungsmethoden Altersbereich  
mindestens 150 Stunden 
Theorievermittlung 

Modelle und Konzepte zum Beziehungsaufbau, zur Beziehungs-
gestaltung und Gesprächsführung in der neuropsychologischen 
Therapie, Einbezug von Angehörigen, Arbeits- und Ausbildungs-
umfeld, Wohnumfeld 

A 

Gestaltung der therapeutischen Beziehung in der Neuropsycho-
logischen Therapie bei Kindern 

K 

Gestaltung der therapeutischen Beziehung in der neuropsycholo-
gischen Therapie bei Menschen im höheren Lebensalter 

E 

Gestaltung der therapeutischen Beziehung in der neuropsycholo-
gischen Therapie unter Berücksichtigung menschlicher Diversität 
in der Psychotherapie in Bezug auf Gender, Ethnie bzw. Kultur, 
sexuelle Orientierung, Beeinträchtigung und andere Aspekte 

A 

Allgemeine Prinzipien der neuropsychologischen Therapie: Resti-
tution, Substitution, Kompensation, Integrative Verfahren 

A 

Förderung einer realitätsorientierten Selbstwahrnehmung ein-
schließlich des Störungsbewusstseins 

A 

Behandlung von Antriebsstörungen A 

Behandlung von Aufmerksamkeitsstörungen A 

Behandlung visueller Wahrnehmungsstörungen: visuell-perzep-
tive Leistungen, Visuokonstruktion 

A 

Behandlung von Neglect A 

Behandlung von Gedächtnisstörungen und amnestischen Syn-
dromen 

A 

Behandlung exekutiver Funktionen A 

Integrative Therapieansätze bei exekutiven Funktionsstörungen A 

Behandlung von Persönlichkeits- und Verhaltensstörungen nach 
Hirnschädigung 

A 

Behandlung korrespondierender Störungen (Angst, Depression, 
Anpassungsstörung, Posttraumatische Belastungsstörung etc.) 
im Kontext der hirnorganischen Erkrankung 

A 

Spezielle Behandlungsansätze der Frührehabilitation A 

Therapeutische Strategien zur Berücksichtigung interagierender 
körperlicher Erkrankungen und Folgeerscheinungen (z. B. 
Schmerz, Schwindel, Fatigue/Belastbarkeitsminderung, Schlaf-
störungen, Feinmotorik, Schmerzen) 

A 

Spezielle therapeutische Ansätze und Methoden bei pathologi-
schen altersassoziierten kognitiven Störungen und leicht- bis mit-
telgradigen Demenzsyndromen 

E 

Einleitung von Betreuung, Pflege, Rehabilitationsmaßnahmen 
und Heilmitteln in der Neuropsychologie 

A 

Spezielle Aspekte der Gruppentherapie A 
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Spezielle Settings Altersbereich  
mindestens 40 Stunden 
Theorievermittlung 

Akutversorgung 
Früh-Rehabilitation 
Stationäre Rehabilitation  
Medizinisch-beruflich orientierte Rehabilitation (MBOR)  
Stationäre berufliche Rehabilitation (z. B. BBW, BfW) 

E 

Akutversorgung 
Früh-Rehabilitation 
Stationäre Rehabilitation  
Stationäre schulische Rehabilitation 
therapeutische Wohngruppen 

K 

Ambulant-kurative Behandlung  
(mobile) berufliche Rehabilitation Werkstätten für Menschen mit 
erworbener Hirnschädigung (MEH) 
Wohn-/Tagesstätten für MEH 

E 

Ambulant-kurative Behandlung 
(mobile) schulische Rehabilitation 
Sozialpädiatrische Zentren/Beratungsstellen Frühförderung 

K 

Handlungskompetenzen 

Anamnese, einschließlich Fremdanamnese, Befunderhebung und Erstellung des 
psychopathologischen Befunds, Diagnosestellung, Patienten- und Angehörigenauf-
klärung, Dokumentation und Kodierung unter Einbeziehung familiärer, psychosozi-
aler, altersspezifischer Aspekte und Berücksichtigung menschlicher Diversität in 
Bezug auf Gender, Ethnie bzw. Kultur, sexuelle Orientierung, Beeinträchtigung und 
andere Aspekte in der ambulanten und stationären Versorgung  

Über die gesamte  
Weiterbildung mindestens: 
• 60 dokumentierte (Erst-

)Untersuchungen 
 
• 100 Behandlungsfälle im 

Einzelkontakt (auch in 
Kombination mit Grup-
penpsychotherapie) un-
ter Supervision, davon 
mindestens  
o 50 Kurzzeitpsychothe-

rapien (5 bis 25 Stun-
den)  

o 5 Langzeittherapien 
(mindestens 30 Stun-
den)  

o 5 Behandlungsfälle im 
höheren Alter (> 70 
Jahre) 

o 10 Behandlungsfälle 
im Kindes- und Ju-
gendalter 
 

• 80 Stunden Gruppenpsy-
chotherapie 

 
• 100 Stunden kontinuier-

liche fallbezogene Super-
vision eigener Diagnostik 
und Behandlungen bei 

Beurteilung krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit 

Feststellen des Erfordernisses einer Abklärung somatomedizinischer Fragestellun-
gen, die im Zusammenhang mit der psychischen Symptomatik stehen könnten, 
und Veranlassung von Konsilen  

Diagnostik und Behandlung bei Selbst- und Fremdgefährdung  

Indikationsstellung, Erstellen eines Therapieplans einschließlich der Abklärung, ob 
und welche Spezialtherapien oder anderen Hilfen erforderlich sind (spezialthera-
peutische Leistungen, Heilmittel, Soziotherapie, psychiatrische Krankenpflege, Ge-
meindepsychiatrie), deren Verordnung bzw. Veranlassung und Anpassung im Ver-
lauf einschließlich Krankenhauseinweisung bzw. Verordnung medizinischer Reha-
bilitation 

Behandlung von häufig im Zusammenhang mit einer Hirnschädigung auftretenden 
korrespondierenden psychischen Störungen wie depressive, Angst- und Trauma-
folgestörung nach bestverfügbarer Evidenz unter Berücksichtigung der sozialen 
Lage, der Arbeitswelt und des sozialen Umfeldes sowie menschlicher Diversität in 
Bezug auf Gender, Ethnie bzw. Kultur, sexuelle Orientierung, Beeinträchtigung und 
andere Aspekte 

Familiengespräche bzw. Einbezug relevanter Bezugspersonen in die Behandlung, 
insbesondere auch im gerontopsychiatrischen Bereich, Psychoedukation für Ange-
hörige 

Psychotherapeutische Sprechstunde, Akutbehandlung, Koordinierung von Kom-
plexleistungen und die weiteren vertragspsychotherapeutischen Leistungen 
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Notfälle: Diagnostik, Indikation und Krisenintervention mit Einsatz deeskalierender 
Maßnahmen bei akuten Ausnahme- und Erregungszuständen und akuten Eigen- 
und/oder Fremdgefährdung 

mindestens zwei Super-
visor*innen  

Psychotherapeutische Interventionen im Zusammenhang mit Unterbringungen 
und Zwangsbehandlungen  

Behandlung psychischer Erkrankungen bei Menschen mit Behinderungen und 
Menschen mit Intelligenzminderung  

Durchführung von Psychotherapie unter Nutzung elektronischer Medien (insbe-
sondere Videobehandlung) sowie Indikationsstellung und Verordnung digitaler An-
wendungen 

Bewertung von Indikation, Wirkungen und Nebenwirkungen psycho-pharmakolo-
gischer Medikation und ihrer Wechselwirkung mit Psychotherapie 

Anwenden von übenden und suggestiven Interventionen, z. B. autogenem Trai-
ning, progressiver Muskelrelaxation und Hypnose 

Anwendung supportiver und psychoedukative Methoden 

Versorgung von Menschen mit komplexem Behandlungsbedarf, inklusive des Ar-
beitens in und mit einem multiprofessionellen Team, auch im Bereich der Planung, 
Umsetzung und Verantwortung für die berufsgruppen- und sektorenübergreifende 
Koordination und Kooperation, auch an den Schnittstellen unterschiedlicher Hilfe-
systeme und Versorgungsbereiche 

Verlaufsuntersuchung, Überwachung der Behandlung unter Berücksichtigung aller 
Therapien und unerwünschter Nebenwirkungen sowie ggf. Anpassung des Thera-
pieplans  

Psychotherapeutische Konsiliar- und/oder Liaisondienste  

Angehörigenarbeit und trialogische Arbeit  

Prävention und Früherkennung einschließlich Familienberatung 

Beratung, Koordination, Begleitung und Einleitung präventiver und rehabilitativer 
Maßnahmen zur Teilhabe an allen Lebensbereichen  

Rückfall- und Suizidprophylaxe sowie Erhaltungstherapie  

Entlassmanagement, Nachsorge- und Rehabilitationsplanung, inklusive Befunder-
stellung für Rehabilitationsanträge 

Erstellen von Gutachten 

Diagnostik und Behandlung in der Neuropsychologischen Psy-
chotherapie Altersbereich  

Zuordnung hirnorganischer Ätiologien, Erkrankungsverläufe und 
kognitiver Leistungsprofile zu Befunden bildgebender und elekt-
rophysiologischer Untersuchungsverfahren (z. B. CT, MRT, PET, 
EEG) 

A  

Exploration, Anamnese- und Befunderhebung unter Einbezie-
hung ätiologischer (inkl. bildgebender) Befunde, prämorbider, 
psychosozialer, altersspezifischer sowie kultur- und werteorien-
tierter Gesichtspunkte, Ableitung diagnostischer Hypothesen aus 
Befunden bildgebender und elektrophysiologischer Untersu-
chungsverfahren 

A 

Anwendung und Interpretation von Untersuchungsverfahren zu:  A 
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Wahrnehmungsstörungen 
Aufmerksamkeitsstörungen 
Gedächtnisstörungen 
exekutiven Störungen 
Störungen der Raumkognition 
Störungen der Sprache und des Rechnens 

Beurteilung und Management von Störungen der Sensorik, Mo-
torik, Praxie und Sprache 

A 

Anwendung und Interpretation von neuropsychologischen Un-
tersuchungsverfahren im Kinder- und Jugendbereich 

K 

Einsatz von Selbst- und Fremdbeurteilungsskalen in der Diagnos-
tik von hirnorganisch bedingten Verhaltensstörungen im Kindes-, 
Jugend- und Erwachsenenalter, systematische Verhaltensbe-
obachtung, Anwendung und Interpretation standardisierter Test- 
und Beobachtungsverfahren 

K, E 

Anwendung und Interpretation von Untersuchungsverfahren in 
der Diagnostik von hirnorganisch bedingten emotional-affektiven 
Störungen im Kindes-, Jugend- und Erwachsenenalter (Selbst- 
und Fremdbeurteilung) 

K, E 

Anwendung und Interpretation von Untersuchungsverfahren im 
höheren Lebensalter 

E  

Anwendung und Interpretation von spezifischen Testverfahren 
zur Beurteilung der Kompetenzen in umschriebenen Anforde-
rungssituationen, z. B. Führen eines Kraftfahrzeugs, Teilnahme 
am Straßenverkehr, Maschinenführung, selbstständige Lebens-
führung, Urteilsfähigkeit, Testierfähigkeit 

E 

Erstellung neuropsychologischer Befunde und Stellungnahmen, 
Kommunikation der Ursachen und Auswirkungen neuro-psycho-
logischer Störungen im interdisziplinären Rahmen 

A 

Erstellung wissenschaftlich begründeter neuropsychologischer 
Gutachten (Auftraggeberkontakte, Aktenauszug, Untersuchungs-
planung, Untersuchungsdurchführung, Auswertung, Befundung, 
Interpretation, Beantwortung der Fragen der Auftraggeber*in) 

K, E 

Vermittlung des neuropsychologischen Befundes und Einord-
nung in ein Störungsmodell im Rahmen eines psychoedukativen 
Aufklärungsgesprächs mit Patient*innen und Angehörigen, Auf-
klärung von und situationsgerechte Kommunikation mit Pati-
ent*innen mit reduzierter Auffassungs- und Gedächtnisleistung, 
eingeschränkter affektiver und autopsychischer Wahrnehmungs-
fähigkeit sowie Beurteilung der Einwilligungsfähigkeit einschließ-
lich der Beratung Angehöriger 

K, E 

Ableitung von Therapiezielen aus der Diagnostik und Erstellung 
ICF-orientierter neuropsychologischer Behandlungspläne unter 
Einschluss interdisziplinärer Kooperation und setting- bzw. pha-
senspezifischer Rahmenbedingungen, Erstellung von Rehabilitati-
onsplänen; Überwachung und epikritische Bewertung der An-
wendung von Rehabilitationsverfahren 

K, E 

Umsetzung der Prinzipien der Beziehungsgestaltung bei Pati-
ent*innen mit erworbener Hirnschädigung, Etablierung eines 

K, E 
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Arbeitsbündnisses; Umgang mit Herausforderungen (z. B. Awa-
renessstörungen, Kommunikationsstörungen) und Krisen in der 
therapeutischen Beziehung; Förderung der Motivation; feed-
backorientiertes Vorgehen; motivorientierte Beziehungsgestal-
tung; geleitetes Entdecken; Gestaltung des Therapieabschlusses 

Neuropsychologische Therapie im interdisziplinären Team, Teil-
nahme an interdisziplinären Teambesprechungen 

K. E  

Ableitung therapeutischer Strategien aus der Gesamtheit der Be-
funde und Verlaufsmessungen mit testpsychologischen, bildge-
benden und elektrophysiologischen Untersuchungsverfahren 
und der Anamnese, Exploration und Verhaltensbeobachtung 

K, E 

Förderung einer realitätsorientierten Selbstwahrnehmung ein-
schließlich des Störungsbewusstseins, z. B. Feedback-Interventio-
nen; Zielsetzungs-/Zielabgleich-Training; Begleitete Konfrontatio-
nen und Realitätstestungen; Förderung der Metakognition 

K, E 

Behandlung von Antriebsstörungen, z. B. Motivationsförderung 
und Selbstmanagementstrategien bei Antriebsstörungen; Aufbau 
von Tages- und Wochenstruktur einschließlich externer Hilfen; 
Umweltkontrolle bei schweren Antriebsstörungen 

K, E 

Behandlung von Aufmerksamkeitsstörungen, Einsatz standardi-
sierter und nicht-standardisierter Verfahren (PC-gestützt, Pa-
per/Pencil) spezifisch entsprechend Defiziten im Intensitäts-, Se-
lektivitäts- und räumlichen Aufmerksamkeitsnetzwerk 

K, E 

Behandlung visueller Wahrnehmungsstörungen: visuell-perzep-
tive Leistungen, Visuokonstruktion, z. B. kompensatorische (Ex-
plorations- und Sakkadentherapie) und restitutive Therapiepro-
gramme (i. d. R. PC-gestützt); Okklusionstherapie, Prismenadap-
tation; Kenntnisse bzgl. Behandlungsoptionen bei Farb-, Form- 
und Bewegungswahrnehmungs-störungen, Fusionsstörungen, 
Kontrastwahrnehmung, Hell-/Dunkel-Adaptation, Agnosien, z. B. 
Sakkadentraining; Alltagstraining räumlicher Orientierungsstö-
rungen 

K, E 

Behandlung von Neglect, z. B. optokinetische Stimulation; galva-
nisch-vestibuläre Stimulation; Nackenmuskelvibration; Prismena-
daptation; visuelles Explorationstraining; Spiegeltherapie; Hemi-
brillen 

K, E 

Behandlung von Gedächtnisstörungen und amnestischen Syn-
dromen, z. B. Reduzierung von Gedächtnisanforderungen; impli-
zit-prozedurale Gedächtnisstrategie; internale Enkodierungs- 
und Abrufstrategien; Problemlösetraining; Förderung der Me-
takognition; Aufbau externer Gedächtnishilfen; PC-gestütztes Ar-
beitsgedächtnistraining 

K, E 

Behandlung exekutiver Funktionen im Bereich Kommunikation, 
z. B. Turn-Taking-Training, GIST: Group Interactive Structured 
Training, KPT: Kognitiv-Pragmatisches Training, MAKRO: Hierar-
chisches makrostrukturelles Training, Textverständnis- und Me-
tapherntraining 

K, E 

Integrative Therapieansätze bei exekutiven Funktionsstörungen, 
z. B. Goal-, Selbst- und Zeitmanagement-Training, Meta-Kogniti-
ves Training; kompetenzorientierte Therapie bei SHT; 

K, E 
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Sozialkompetenztraining; Verhaltensmanagement; Externales 
Cueing; Neuro- und Biofeedback 

Behandlung von Persönlichkeits- und Verhaltensstörungen nach 
Hirnschädigung, z. B. Ssziales Kompetenztraining, Empathieför-
derung, Theory of Mind, Aktivierungstraining, Impulskontrolltrai-
ning, spezielle Angehörigenbetreuung; Konzepterstellung bei in-
terdisziplinären Behandlungsansätzen 

K, E 

Behandlung organisch-psychischer Störungen und korrespondie-
render Störungen (Angst, Depression, Anpassungsstörung, Post-
traumatische Belastungsstörung) im Kontext der hirnorganischen 
Erkrankung (z. B. Akzeptanz und Lebenszielanpassung); Umgang 
mit z. B. Angst im Kontext kardiovaskulärer-Erkrankungen und 
oder motorischer Störung; Aktivitätsaufbau; Reduktion von sozi-
alem Rückzug und Aufbau sozialer Kompetenz; Umgang mit Nah-
tod- und Traumaerfahrungen im Kontext der Akutbehandlung 

K, E 

Kenntnis, kritische Beurteilung und Einsatz assistiver Technolo-
gien, z. B. gestützte Kommunikation; virtuelle Realität; Trai-
ningsapps, Supervision eines webbasierten kognitiven Trainings 

K, E 

Spezielle Behandlungsansätze der Frührehabilitation: z. B. multi-
sensorische Stimulation, integrative Ansätze; Delirmanagement; 
patientenzentrierte Gestaltung des intensivmedizinischen Be-
handlungssettings zur Prävention der Entwicklung von Angst und 
Depression; Umgang mit wenig responsiven Patient*innen; Um-
weltgestaltung, Kenntnisse technischer Hilfsmittel  

K, E 

Therapeutische Strategien zur Berücksichtigung interagierender 
körperlicher Erkrankungen und Folgeerscheinungen (z. B. 
Schmerz, Schwindel, Fatigue/Belastbarkeitsminderung, Schlaf-
störungen, Feinmotorik), z. B. Situations- und Umweltanalysen; 
Belastungs- und Pausenmanagement; soziale Einbindung 

K, E 

Spezielle therapeutische Ansätze und Therapiemethoden bei pa-
thologischen altersassoziierten kognitiven Störungen und leicht- 
bis mittelgradigen Demenzsyndromen, Behandlung von orga-
nisch bedingten Affekt- und Antriebsstörungen als Symptom von 
Demenzsyndromen, z. B. Befundmitteilung, Beratung; Selbster-
haltungstherapie, kognitive Stimulation; kognitives Erhaltungs-
training 

K, E 

Einleitung von Betreuung, Pflege, Rehabilitationsmaßnahmen 
und Heilmitteln in der Neurologie, Indikationsstellung; Beantra-
gung, Überprüfung und Bewertung von Rehabilitationsmaßnah-
men z. B. Reha, Ergo- und Soziotherapie, Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben 

K, E 

Gruppensettings zur Übung und Strategievermittlung, zur Ver-
besserung kognitiver Funktionen und Aktivitäten, psychoeduka-
tive und beratungsorientierte Gruppentherapien inkl. Angehöri-
gengruppen, Durchführung von Gruppentherapien 

K, E 

Mitbehandlung von Angehörigen zur Verbesserung von Interakti-
ons- und Kommunikationsstörungen der Patient*innen 

K, E 

Neuropsychoedukation von Patient*innen und deren Angehöri-
gen, Pflegepersonen sowie relevanten Bezugspersonen (z. B. 
Lehrende, Kolleg*innen, Vorgesetzte) in privaten, schulischen 

K, E 
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und beruflichen Kontexten, Durchführung von Angehörigenge-
sprächen 

Praxis der spezialisierten Diagnostik und Therapie schwerst hirn-
verletzter Menschen, z. B. im intensivmedizinischen Setting bei 
Störungen von Bewusstsein, Kommunikation und Mobilität mit 
apparativ gestützten Therapie- und Kommunikationshilfen, Eye-
tracking; interdisziplinäre Kooperation bei basaler Stimulation, 
Angehörigenarbeit oder bei chronisch schwerst hirngeschädigten 
Menschen, z. B. funktionsspezifische Konzeptualisierung der akti-
vierenden („jungen“) Pflege; oder in Spezialeinrichtungen und -
Organisationen für Menschen mit erworbener Hirnschädigung 
(MEH) einschließlich Reha-Diensten, SPZs (Sozialpädiatrische 
Zentren) und Frühfördereinrichtungen 

K. E 

 

Durchführung ambulanter neuropsychologischer Psychothera-
pien, u. a. Neuropsychologie-Richtlinie oder im Rahmen gesetzli-
cher Unfallversicherung 

K, E 
 

Praxis der teilhabe-orientierten Neuropsychologie: neuropsycho-
logisch-schulische Rehabilitation, z. B. Diagnostik schulischer Eig-
nung und Fertigkeiten; Differenzialdiagnostik hirnorganisch be-
dingter entwicklungsbedingter Störungen schulischer Fertigkei-
ten; störungsspezifische Gestaltung schulischer Rahmenbedin-
gungen und Verläufe und neuropsychologisch-berufliche Rehabi-
litation, z. B. Berufsfindung und berufliche Eignungsfeststellung, 
Arbeitsplatzanalyse, Belastungserprobung, neuropsychologische 
Berufstherapie, neuropsychologisches Jobcoaching, unterstützte 
Beschäftigung 

K, E 
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Selbsterfahrung 

Selbsterfahrung soll zu Beginn der Weiterbildung aufgenommen werden und die Weiterbildung begleiten. 
 
125 Stunden , davon 50 Stunden gebietsspezifische Gruppen- und 25 Stunden gebietsspezifische Einzel-
selbsterfahrung 
 
Unter besonderer Berücksichtigung folgender Aspekte: 
• konstruktive Zusammenarbeit mit anderen Fachdisziplinen 
• Grundsätze von ethischem Handeln im Kontext neuropsychologischer Handlungsgebiete (z. B. Zwangs-

maßnahmen) 
• die neuropsychologische Untersuchung als empfundene Prüfungssituation 
• Erkennen eigener Anteile an ungünstigen neuropsychologischen Behandlungsverläufen oder Behand-

lungsabbrüchen 
• Reflexion der bewussten Ab- und Eingrenzung der eigenen therapeutischen Rolle angesichts vielfältiger 

Herausforderungen in persönlichen, schulischen und beruflichen Lebenskontexten hirngeschädigter Pa-
tient*innen 

• Reflexion der eigenen persönlichen und therapeutischen Haltung im Umgang mit Themen wie Behinde-
rung und Tod 

• Reflexion des persönlichen Umgangs mit Verlusten 

 

Supervision 

100 Stunden kontinuierliche fallbezogene Supervision eigener Diagnostik und Behandlungen bei mindestens 
zwei Supervisor*innen zur 
• Reflexion des diagnostischen und therapeutischen Handelns im Hinblick auf die kurz- und langfristigen Be-

handlungsziele 
• Reflexion der verwendeten Methoden sowie der eigenen therapeutischen Rolle, auch im Hinblick auf die 

Zusammenarbeit im interdisziplinären Team 

 

Prüfung 

Mündliche Einzelprüfung: 1 Fallvorstellung und anschließendes Prüfungsgespräch zu Fach- und Handlungskom-
petenzen (Dauer: XX Minuten, entsprechend der anderen Gebiete) 
 
6 Prüfungsfälle, davon mindestens: 1 Erwachsene*, 1 Kind und Jugendliche*, 1 höheres Lebensalter; 2 Langzeit-
behandlungen, 1 ambulant, 1 stationär 
 
1 Gutachten 
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